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Liebe Jusos,  
liebe Interessierte, 
 
wir freuen uns euch die mittlerweile 
sechste Ausgabe unseres eigenen Juso- 
Mitgliedermagazins „Rhein-Sieg-Bühne“ 
mit vielen starken Themen präsentie-
ren zu können. Ich finde, die Arbeit hat 
sich wieder gelohnt. Schaut selbst! 
 
Ihr findet in diesem Heft viele Berichte 
aus unserer Arbeit als Jusos im Rhein-
Sieg-Kreis und Texte zu aktuellen politi-
schen Themen, die aus verschiedenen 
Perspektiven die Dinge näher beleuch-
ten. Dabei geht es u.a. um Europa,  
Heimat, Grundeinkommen oder unser 
„Ticket für alle“. Auch dem Thema Kom-
munalwahl 2020 nähern wir uns lang-
sam an. Einige Mitglieder im Juso-Alter 
und in unterschiedlicher Funktion in-

nerhalb der SPD geben erste Einschät-
zungen, was in den nächsten beiden 
Jahren zu tun ist. Als Jusos wollen wir 
uns mit einem kleinen „Debatten-
Camp“ in die inhaltliche Diskussion ein-
bringen und unsere Juso-Themen im 
Wahlprogramm der SPD Rhein-Sieg 
platzieren. Und natürlich qualifizieren 
und unterstützen wir junge Kandidatin-
nen und Kandidaten. Es steht also im 
nächsten Jahr wieder viel an. Bringt 
euch ein! 
 
Nun wünsche ich viel Spaß beim Lesen! 
 
Euer 
 
 
 
 

Mario Dahm 
Vorsitzender Jusos Rhein-Sieg 
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Auf ihrer diesjährigen Mitgliederver-
sammlung in Troisdorf wählten die Jusos 
Rhein-Sieg einen neuen Kreisvorstand. 
An der Spitze der SPD-Jugend-
organisation im Rhein-Sieg-Kreis steht 
weiterhin Mario Dahm aus Hennef. Zum 
neuen Kreisgeschäftsführer wählten die 
Jusos Nils Suchetzki aus Königswinter. 
Hanna Nora Meyer trat nicht wieder als 
Geschäftsführerin an, weil sie in der 
Zwischenzeit zur Vorsitzenden der Hen-
nefer SPD gewählt wurde.  
 
Den Vorstand komplettieren die Beisit-
zerinnen und Beisitzer: Loubna Aharchi 
(Bornheim), Otis Henkel (Wachtberg), 
Lena Kilian (Eitorf), Hanna Nora Meyer 
(Hennef), Tim Romankiewicz (Mecken-
heim), Michael Richter (Sankt Augustin), 
Luise Knobloch (Troisdorf), Lena 
Marxmeier, Niklas Fauteck (Lohmar), 
Abdullah Kirli, Anna Neßhöver und Lukas 
Wagner (Siegburg). 

Außerdem beschlossen die Jusos auf 
der Kreisvollversammlung die Forderung 
nach einem „Ticket für alle“ für einen 
Euro am Tag im gesamten Verkehrsver-
bund Rhein-Sieg sowie die Forderung 
nach einem höheren Mindestlohn von 
12 Euro. Beide Forderungen hatten als 
Anträge auf dem Kreisparteitag der SPD 
Rhein-Sieg im Oktober Erfolg und sind 
nun auch Beschlusslage des SPD-
Kreisverbandes.  
 
Auch mit dem Ausgang des Parteitages 
sind die Jusos sehr zufrieden. Der neue 
SPD-Kreisvorstand hat eine „Juso-Quote“ 
von 36%. Das kann sich sehen lassen! In 
die Delegationen zu Landes- und Bun-
desparteitagen wurden ebenfalls viele 
Jusos gewählt. Das ist auch eine schöne 
Anerkennung für unsere politische Ar-
beit im Rhein-Sieg-Kreis! 

Jusos wählten neuen Kreisvorstand 
Kreisvollversammlung beschließt „Ticket für alle“ 
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Rheinromantik pur: Im Rahmen 
des Sommerprogramms der 
Jusos im Rhein-Sieg-Kreis ging 
es in diesem Jahr zum ersten 
“Walk, Chill & Grill” ins Siebenge-
birge nach Königswinter. Nach 
der gemeinsamen Wanderung 
auf den Drachenfels, bei der es 
viele interessante Infos über die 
wirkliche und die sagenumwo-
bene Geschichte des Siebenge-
birges gab, ging es zum Aus-
klang des Tages zum Grillen an 
den Rhein bei Niederdollendorf. 
Es zeigte sich wieder: Der Rhein-
Sieg-Kreis hat viele schöne 
Ecken. Eine Neuauflage wird auf 
jeden Fall geplant.  
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Im nächsten Jahr werden rund 400 
Millionen Menschen in den Mitglieds-
staaten der Europäischen Union ein 
neues Europäisches Parlament wäh-
len. Bis zum 26. Mai haben nun auch 
die SPD und ihre europäischen 
Schwesterparteien Zeit, die Men-
schen von ihrer Vision und ihrem 
Konzept für ein Europa von morgen 
zu überzeugen. Wie das gelingen soll, 
haben wir zwei Genossen gefragt, die 
sich um eines der 705 Mandate im 
neuen EU-Parlament bewerben. 
Arndt Kohn aus Stolberg bei Aachen 
gehört dem Parlament seit 2017 an. 
Ingo Wagner tritt als Kandidat der 
NRWJusos ebenfalls auf der Europa-
liste der NRWSPD an.  
 
Lieber Arndt, viele Menschen haben den 
Eindruck, die EU-Bürokratie sei weit weg 
und mit sich selbst beschäftigt. Was wäre 
Deine Antwort auf diesen Vorwurf? 
 
ARNDT: Viele Vorurteile über die EU 
halten sich hartnäckig. Eines, nämlich 
der Vorwurf, die EU regiere über die 
Köpfe der Bürger*innen hinweg, trifft so 
nicht zu. Denn schließlich sind an jeder 
Entscheidung demokratisch gewählte 
Abgeordnete oder Vertreter*innen der 
Bundesregierung beteiligt, meist sogar 
beides. Die EU ist viel besser als ihr Ruf 
und hat in den letzten Jahren handfeste 
Fortschritte für das Leben der Men-
schen in Europa erreicht. Das reicht von 
der Abschaffung der Roaming-Gebühren 
über einen starken Datenschutz bis hin 
zu fairen Arbeitsbedingungen nach dem 
Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit am gleichen Ort“ für entsandte 
Arbeitnehmer*innen. Und von vielen 
Förderprogrammen profitieren junge 
Menschen ganz besonders, z.B. wenn 
sie einen Teil ihrer Ausbildung oder ih-
res Studiums im Ausland verbringen 
und dabei finanzielle Unterstützung aus 

dem Erasmus-Programm der EU be-
kommen. 
 
Das sind sicher wichtige Punkte, dennoch 
haben die Populisten und EU-Kritiker 
vielerorts Aufwind. Provokante Frage: Ist 
Europa in seiner jetzigen Form gescheitert? 
 
INGO: Nein, keineswegs. Wir reden ja 
jetzt bereits über einiges mehr, egal ob 
Klimawandel oder Verbraucher*innen-
schutz, teilweise ja tatsächlich auch über 
Arbeitnehmerrechte. Aber klar, das langt 
bei weitem nicht und es gibt verdammt 
viel zu ändern. Die Möglichkeit dazu 
haben wir in der Hand. Gerade 2018 
haben wir ja mit dem 100-jährigen Jubi-
läum des Endes des 1. Weltkriegs vor 
Augen, was passiert, wenn Europa schei-
tert. Soweit lassen wir es nicht wieder 
kommen! 
 
Was sind für euch die wichtigsten Themen 
im Hinblick auf die Europawahl, mit denen 
die SPD punkten könnte? 
 
ARNDT: Wir müssen deutlich machen, 
welche Vision von Europa die SPD ver-
tritt: Eine solidarische und handlungsfä-
hige Gemeinschaft, die für gemeinsame 
Herausforderungen gemeinsame Lösun-
gen findet und in der die Starken den 
Schwachen helfen. Bei der Europawahl 
bewerben sich auch Parteien, die ein 
völlig anderes Grundverständnis davon 
haben, wie Europa aussehen soll – für 
mich ein Rückschritt in die Vergangen-
heit. Diese Unterschiede müssen wir 
klar herausstellen. Die Europa-SPD setzt 
sich für eine humane, geregelte Migrati-
onspolitik ein, für ehrgeizige Klimaziele, 
für starke Rechte von Arbeitneh-
mer*innen und für eine gerechtere 
Steuerpolitik. Wir wollen, dass die EU in 
der Sozialpolitik mehr Verantwortung 
übernimmt und die Menschen auch in 
Krisen besser vor Arbeitslosigkeit, Armut 
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und Lohndumping schützt. Gerade im 
sozialen Bereich hat die EU-Kommission 
unter dem konservativen Präsidenten 
Jean-Claude Juncker ihre Versprechen 
nicht gehalten. Wir Sozialdemo-
krat*innen bieten eine klare Alternative 
an. 
 
INGO: Es gibt natürlich wahnsinnig viele 
Themen, aber ich denke wir decken in 
unserem NRW-Europaprogramm, das 
ich maßgeblich mitgeschrieben habe, 
die wichtigen Komplexe ab: Soziales 
Europa, Demokratie und Menschenrech-
te, Gestaltung der Zukunft. Die drei hän-
gen natürlich zusammen, aber mein 
Herzensthema ist der dritte Komplex: 
Wir müssen jetzt die Weichen für 2050 
stellen, in Infrastruktur, Bildung und 
Forschung investieren. Zukunft gibt‘s 
eben nicht für lau. Das gilt aber genauso 
für den Kampf gegen den Klimawandel 
und die Energiewende, unsere Umwelt 
und Art der Landwirtschaft. Nur so kön-
nen wir gemeinsam Zukunft erleben. 
Dabei dürfen wir aber auch nicht verges-
sen, dass es nicht nur um uns geht. Nur 
weil wir innerhalb Europas die Weichen 
stellen, dürfen wir den Rest der Welt 
nicht außer Acht lassen. Unsere Zukunft 
darf nicht auf dem Rücken anderer ge-
baut werden, d.h. auch in der Handels-

politik, z.B. Stichwort Agrarexporte oder 
Marktzugang, müssen wir dringend was 
ändern. 

Arndt gehört dem EU-Parlament ja bereits 
an. Eine persönliche Frage an Ingo: Warum 
hast du Dich entschieden als Kandidat der 
NRWJusos anzutreten? 
 
INGO: Wir sind doch die, die hoffentlich 
noch am längsten mit EU und Europa, 
mit einer gemeinsamen Zukunft zu tun 
haben werden und wollen. Dann müs-
sen wir aber auch selber mitgestalten 
und mitentscheiden dürfen. Es geht bei 
den meisten Entscheidungen um uns, 
deswegen will ich ins Parlament und das 
will ich als Juso im Wahlkampf deutlich 
machen. 
 
Die durchschnittliche Wahlbeteiligung ist 
bei der Europawahl erfahrungsgemäß sehr 
niedrig. Wieso ist das so und was müsste 
sich ändern? 
 
ARNDT: Hier müssen wir besser wer-
den, das ist absolut richtig! Bei der letz-
ten Europawahl 2014 lag die Wahlbetei-
ligung in Deutschland nur bei knapp 48 
Prozent, bei jungen Wähler*innen sogar 
noch deutlich darunter. Womöglich ist 
die Europawahl vielen Menschen 
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schlicht nicht wichtig genug. Aber das ist 
eine fatale Fehleinschätzung: Was in 
Brüssel und Straßburg entschieden 
wird, beeinflusst unser Leben unmittel-
bar. Und wenn wir den Rechtspopu-
list*innen im EU-Parlament das Feld 
überlassen, fallen die Entscheidungen 
entsprechend aus. Mit der Kampagne 
„Diesmal wähle ich!“ spricht das EU-
Parlament zurzeit gezielt junge Wäh-
ler*innen an, um auf die Wahl aufmerk-
sam zu machen. Meine Bitte an alle Le-
ser*innen: Informiert Euch! Markiert den 
26. Mai 2019 dick in Eurem Kalender 
und macht auch Eure Familie und 
Freund*innen darauf aufmerksam. Eu-
ropa ist es wert, dass sich jeder damit 
befasst und eine Entscheidung trifft. 
  
Warum sollten gerade junge Menschen der 
SPD bei der Europawahl ihre Stimme ge-
ben? 
  
ARNDT: Die SPD macht sich für die Be-
lange junger Menschen in ganz Europa 
stark: Wir setzen uns zum Beispiel für 
eine bessere Anerkennung von Bil-
dungsabschlüssen aus dem Ausland ein 
sowie dafür, dass deutlich mehr junge 
Menschen die Möglichkeit erhalten, in 
unseren europäischen Nachbarländern 
einen Teil ihrer Ausbildung oder ihres 
Studiums zu verbringen. Wir wollen das 
Budget für das erfolgreiche Bildungspro-
gramm „Erasmus Plus“ im nächsten 
mehrjährigen Finanzrahmen mindestens 
verdoppeln, damit noch deutlich mehr 
junge Menschen davon profitieren.    
 
Außerdem haben die Sozialdemo-
krat*innen maßgeblich dazu beigetra-
gen, dass die EU als Reaktion auf die 
Wirtschafts- und Finanzkrise eine Ju-
gendgarantie eingeführt hat, um Jugend-
arbeitslosigkeit in Europa zu bekämpfen. 
Die Initiative hat innerhalb von vier Jah-
ren über 17 Millionen junge Menschen 
in Jobs, Praktika und Ausbildungsplätze 
vermittelt. Darauf wollen wir nun auf-
bauen: Wir fordern unter anderem, die-

ses Ad-hoc-Instrument in ein dauerhaf-
tes Programm zu überführen und eine 
angemessene Finanzierung nach 2020 
sicherzustellen. Junge Menschen in ganz 
Europa brauchen gute Zukunftsperspek-
tiven! 
 
INGO: Bei der Europawahl geht es vor 
allem um eines: Um unsere Zukunft. 
Und zwar nicht nur um morgen und 
übermorgen, sondern um 2050, und es 
ist die unsere Idee, die das beste Ge-
samtpaket für unsere Zukunft zu bieten 
hat. 

 
 

 
 

 

 

In der Stadt Wien     
kostet ein Jahresticket 
für den Öffentlichen 
Personennahverkehr 
nur 365 Euro. So  konn-
ten die Zahl der Fahr-
gäste massiv gesteigert 
und die Zahl der Autos 
in der Stadt verringert 
werden. 
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Die sozial- und arbeits-
marktpolitische Antwort 
auf die Digitalisierung?  
 
Das bedingungslose Grundeinkommen 
hält sich beharrlich in der öffentlichen 
Debatte. Weltweit gibt es immer weitere 
Feldversuche, so z.B. in Finnland, der 
Schweiz, den Niederlanden, Kanada und 
selbst in Schleswig-Holstein steht es im 
Koalitionsvertrag der dortigen Jamaika-
Koalition, die zum Teil öffentlich oder 
privat finanziert werden. Doch was 
macht das bedingungslose Grundein-
kommen (BGE abgekürzt) so interessant, 
dass es reihenweise zu Feldversuchen 
kommt, aber andererseits nie über die-
se hinauskommt, diese stellenweise 
nicht einmal verlängert und stattdessen 
sogar vorzeitig abgebrochen werden? 
 
Das BGE ist an sich eine ziemlich simple 
Sache. Jede*r Bürger*in erhält monat-
lich einen festgelegten Betrag aufs Kon-
to, ohne dass eine individuelle Bedürftig-

keit nachgewiesen werden muss. Das 
heißt, sowohl die aufstockende Alleiner-
ziehende, als auch die Facharbeiterin, 
als auch der Aufsichtsratsvorsitzende 
aus der „gehobenen Mittelschicht“ er-
halten diese Transferleistung unabhän-
gig von ihrem selbstständig erwirtschaf-
teten Einkommen.  

Die Befürworter*innen des BGE, die sich 
ähnlich wie die Gegner*innen über das 
gesamte politische Spektrum finden 
(Teile der politischen Linke fordern es 
schon lange, aber auch Konzernchefs 
wie Joe Kaeser finden sich unter den 
Befürwortern), führen an, dass das BGE 
die Antwort auf die Digitalisierung der 
Arbeitswelt im 21. Jahrhundert ist. Und 
es klingt zunächst auch einleuchtend. 
Wenn   Millionen Menschen ihren Job an 
hochintelligente Maschinen verlieren, 
garantiert das BGE, dass diese Men-
schen  aufgefangen werden und noch 
genug zum Leben haben, was selbstver-
ständlich von der Höhe des BGE ab-
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hängt. Die Angst vor dem Absturz wäre 
vorbei, Menschen müssten nicht mehr 
zu jedem Preis arbeiten.  
 
Doch so einfach, wie es scheint, ist die 
ganze Sache wohl doch nicht. Zunächst 
einmal wäre da die Finanzierung. Um 
allen Bundesbürger*innen ein monatli-
ches BGE von 1000 Euro zukommen zu 
lassen, wären knapp 1 Billion Euro pro 
Jahr nötig. Das ist gut ein Drittel der jähr-
lichen Wirtschaftsleistung dieses Lan-
des. Zum Vergleich: Das jährliche Bei-
tragsvolumen der Sozialkassen (Renten-
und Krankenversicherung etc.) liegt bei 
600 Mrd. Euro im Jahr, die Steuerein-
nahmen von Bund, Ländern und Ge-
meinden bei gut 650 Mrd. Euro im Jahr. 
 
Die Einführung eines wirklich bedin-
gungslosen Grundeinkommens wäre finan-
ziell nur schwer durchführbar, ohne den 
gesamten Wohlfahrtsstaat zu schleifen. 
BGE und Sozialversicherungssystem 
zusammen geht nicht. Dies führt auch 
zu dem nächsten Punkt. Wären 1000€ 
im Monat in diesem Fall schon wieder 
wirklich existenzsichernd? Für den einen 
ja, für den anderen wiederum jedoch 
möglicherweise nicht.  
 
Der Armutsforscher Christoph Butter-
wegge bezeichnete das BGE wie folgt: 
„Das bedingungslose Grundeinkommen 
wirkt egalitär, ist aber in Wirklichkeit elitär.“ 
Dem gegenüber steht der aktuelle Wohl-
fahrtsstaat, der die individuellen Lebens-
umstände der Individuen berücksichtigt, 
während das BGE eine für jeden gleich-
hohe Minimalabsicherung liefert. Dieser 
Ansatz ist ein zutiefst neoliberaler An-
satz, er sagt dem Einzelnen: „Hier hast 
du etwas, damit du nicht verhungerst, 
um den Rest musst du dich selber küm-
mern.“ Der fürsorgende Wohlfahrtsstaat 
kann bei deutlich niedrigeren Kosten 
deutlich gezielter unterstützen. Das BGE 
macht Ungleiches gleich. 

Dieser neoliberale Ansatz des BGE zeigt 
sich auch darin, dass anzunehmen ist, 
dass die Arbeitnehmer*innen und Ge-
werkschaften im unteren Lohnsegment 
eher weniger als mehr Verhandlungs-
macht bekommen werden. Wenn dAr-
beitnehmer*innen eh schon eine Min-
destabsicherung bekommen, müssen 
Arbeitgeber*innen auch keine höheren 
Löhne zahlen. Für Arbeitnehmer*innen 
lohnt es sich, Beschäftigung auch zu 
niedrigeren Löhnen anzunehmen. Die 
Arbeitgeber*innen können sich durch 
eines BGE also aus der eigenen sozialen 
Verantwortung stehlen, während der 
Staat schlecht bezahlte Arbeit massiv 
subventioniert. Was als Ansatz eines 
sozialen Arbeitsmarktes eine gute Sache 
ist, um Langzeitarbeitslose wieder in 
Beschäftigung zu bekommen, ist für den 
normalen Arbeitsmarkt eine gesell-
schaftliche Rechtfertigung prekärer Ar-
beitsverhältnisse. 
 
Die SPD, die nach wie vor die einzige 
Partei der Arbeit in Deutschland ist, soll-
te sich andere Konzepte zur Bewälti-
gung der Digitalisierung suchen, als eine 
Transferleistung, die an jeden gleicher-
maßen bezahlt wird. Sie sollte an Kon-
zepten arbeiten, die mehr sind als nur 
das Ruhigstellen mit Geld im Gießkan-
nenformat. 
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Gemeinsam mit der AG „60 plus“ 
Rhein-Sieg werden die Jusos Anfang 
2019 zu einer Podiumsdiskussion zum 
Thema Grundeinkommen einladen. 



 

 

Der Arbeitsmarkt wird sich durch die 
Digitalisierung massiv verändern, aber 
der Arbeitsmarkt ist in steter Verände-
rung. Neue Jobs entstehen, alte Jobs 
verschwinden. Der Kutscher wurde 
durch das Automobil arbeitslos, wurde 
aber durch den höher qualifizierten Me-
chatroniker oder den Automobil-
ingenieur ersetzt. Handwerker wurden 
durch die Dampfmaschine arbeitslos, 
diese brachte jedoch den Industriearbei-
ter hervor und auch Computer und 
Smartphones haben uns schon neue 
Berufsbilder wie den Webdesigner und 
IT-Administrator beschert. Aktuell ist es 
schwer, sich die neuen Jobs vorzustellen, 
da wir die bedrohten kennen, die neuen 
aber noch nicht sehen. Diese neuen Jobs 
hatten aber immer etwas gemeinsam, 
sie waren höher qualifiziert als ihre Vor-
gänger. Daher ist die beste Strategie für 
eine soziale Digitalisierung Bildung und 
Qualifikation. Um jenen, die in aktuell 
bedrohten Jobs arbeiten auch zukünftig 
Arbeit zu garantieren, muss in die Quali-
fikation dieser Arbeitnehmer*innen in-
vestiert werden. Dieses ursozialdemo-
kratische Anliegen lässt sich deutlich 
besser mit einem individuellen Wohl-
fahrtsstaat anstatt mit einem BGE ver-
wirklichen. 
 
Und ja, auch die Abstiegsängste, die ein 
BGE vermeintlich nimmt, können mit 
anderen Maßnahmen besser angegan-
gen werden. Ein solidarisches Grundein-
kommen, wie es Berlins regierender Bür-
germeister Michael Müller gefordert hat, 
muss weitergedacht werden. Es ist der 
Ansatz aus dem bedingungslosen 
Grundeinkommen ein Grundeinkommen 
mit Bedingungen zu schaffen.  
 
Die SPD ist Partei der Arbeit. In diesen 
Anspruch passt kein bedingungsloses 
Grundeinkommen. Die SPD organisiert 
gut bezahlte und qualifizierte Arbeit und 
keine neoliberale Alimentierung, nach 
der jeder auf sich selbst angewiesen ist.  
 
Für den Sozialstaat, gegen das bedin-
gungslose Grundeinkommen! 
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Michael ist Beisitzer im 
Juso-Kreisvorstand und 
hat einen Master in Wirt-
schaftspolitik. Als       
gebürtiger Schwabe und 
OV-Kassierer in Sankt 
Augustin sind ihm        
Ausgaben über 10 Euro 
grundsätzlich suspekt. 
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Heimat? Das sind Gartenzwerge, Heino-
Schallplatten und Spaziergänge durch 
deutsche Eichenwälder. Das sind unre-
flektierte Emotionen, mit denen kühl 
analysierende und internationalistische 
Linke nichts anfangen können. Wo es 
den einen warm um das Herz wird, läuft 
es den anderen kalt den Rücken herun-
ter. Heimat, was ist das eigentlich und 
gibt es das auch in links? Um über diese 
Frage zu diskutieren, hatten die Jusos 
gemeinsam mit der SGK Rhein-Sieg zu 
einem Diskussionsabend auf den som-
merlichen Hof des SPD-Parteihauses in 
Troisdorf eingeladen. Einige der entwi-
ckelten Gedanken soll dieser Text sortie-
ren und weiterdenken. 
 
Renaissance eines Begriffes 
 
Der Begriff Heimat erlebt zurzeit eine 
Renaissance. Die einen freuen sich dar-
über, die anderen zeigen sich besorgt. 
Warum? Zunächst ist Heimat ein kaum 
zu definierender Begriff, unter dem   
jede*r etwas anderes versteht. Bezieht 
Heimat sich auf einen geografischen 
Raum? Auf eine Zeit? Auf eine personale 
Konstellation? Die meisten Menschen 
haben eine Vorstellung von Heimat im 
Allgemeinen und von ihrer eigenen Hei-

mat im Speziellen. Nicht umsonst wird 
Heimat auch als anthropologische Kon-
stante verstanden, womit nicht unbe-
dingt der konkrete Begriff gemeint ist. 
Die Menschheitsgeschichte ist voll von 
Geschichten, die den Verlust der Heimat 
als Motiv verarbeiten, von der Vertrei-
bung aus dem Paradies in der Bibel über 
antike und mittelalterliche Epen bis zur 
modernen Literatur. Der Mensch muss 
sich einen bestimmten Raum aneignen 
und gegenüber einem anderen abgren-
zen, um sich in der Welt zurecht zu fin-
den. Das soll nicht ausschließen, dass 
sich Menschen auch im allumfassenden 
Ganzen „heimisch“ fühlen. Es werden 
aber die wenigsten sein. Jedenfalls bele-
gen Umfragen, dass den meisten Deut-
schen „Heimat“ als wichtig oder sehr 
wichtig erscheint und die positiven Asso-
ziationen die negativen bei weitem über-
wiegen. 

Die Heimat hatte historisch betrachtet 
immer in Phasen der Verunsicherung 
besondere Konjunktur. Bis weit ins 18. 
Jahrhundert hinein war „Heimat“ nicht 
mehr als ein Rechtsbegriff, der den Ge-
burtsort angab. Doch dann entwickelte 
sich der Begriff im deutschen Sprach-
raum rasant, wurde mit immer weiteren 
Bedeutungen aufgeladen – bis zur abso-
luten Pervertierung im Dritten Reich. Auf 

13 



 

 

14 

die Erfahrung der Industrialisierung und 
Urbanisierung etwa folgte eine starke 
Besinnung auf etwas, was viele Men-
schen – vor allem die entwurzelten und 
entfremdeten Industriearbeiter - verlo-
ren hatten: die Heimat. Gleiches brach-
ten z.B. nach der Erfahrung von Flucht 
und Vertreibung auch die zahllosen Hei-
matromane und –filme der 1950er Jahre 
zum Ausdruck. 
 
Leben wir heute wieder in einer solchen 
Verunsicherungsphase und erklärt sich 
dadurch die Renaissance des Heimatbe-
griffs, die bis zur Schaffung von 
„Heimatministerien“ führt? Viele Men-
schen empfinden dies so. Das „global 
village“ des Globalisierungszeitalters ist 
eben kein Dorf, schon gar nicht für die 
Globalisierungsverlierer. Auch auf Flucht 
und Migration reagieren viele Menschen 
mit Verunsicherung, genauso wie auf 
andere gesellschaftliche Veränderungen 
wie etwa bei Geschlechterrollen. In diese 
Lücken stoßen nun verstärkt politische 
Kräfte, die das reaktionäre Potential des 
Heimatbegriffes für ihre Zwecke mobili-
sieren. Das gilt vor allem für die soge-
nannte „AfD“, aber auch für weite Teile 
der CSU. „Holen wir uns unsere Heimat 
zurück“ ist das gruselige Motto dieses 
Frontalangriffs auf den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt. 
 
Abneigung der politischen Linken 
 
Warum lässt die politische Linke das 
Einfallstor für diese reaktionäre Deutung 
so weit offen? Um das zu verstehen, 
muss man das schwierige Verhältnis 
zum Heimatbegriff in Rechnung stellen. 
Wo Heimat mit Spießigkeit und Enge 
assoziiert wird, eignet sie sich hervorra-
gend zur Abgrenzung der eigenen   
Identität, die von Offenheit und Fort-
schrittlichkeit geprägt ist oder zumindest 
so erscheint. „Heimat, das ist sicher der 
schönste Name für Zurückgeblieben-
heit“, schrieb Martin Walser und gab 
damit eine sicher weit verbreitete 
Auffassung der politischen Linken wie-
der. Wo der Begriff der Heimat ein „Ist“ 
zementiert, einen Zustand gegen jede 
Veränderung verteidigt, ist er per Defini-
tion schon für progressive Kräfte ver-

schlossen. Dazu kommt, dass Heimat 
leicht als Ausgrenzungsmechanismus 
genutzt werden kann, da die Unterschei-
dung zwischen Heimat und Nicht-
Heimat und zwischen „wir hier“ und „die 
dort“ im Prinzip konstitutiv für den Be-
griff ist. Diese prinzipielle Exklusivität des 
Begriffs nutzt vor allem die politische 
Rechte. So erklärt sich leicht, wie konta-
miniert der Heimatbegriff für viele er-
scheint. Nicht besser wird es, wenn man 
die historischen Wurzeln der politischen 
Linken bedenkt. Die Aufforderung 
„Proletarier aller Länder vereinigt euch“, 
die Marx und Engels in ihrem kommu-
nistischen Manifest wirkungsstark auf-
stellten, verträgt sich kaum mit einem 
Heimatbegriff der Enge und Kleinteilig-
keit, unabhängig davon, wie weit Solida-
rität dann in Wirklichkeit jemals zu     
reichen vermochte. 
 
Das gefährliche Schweigen  
 
Das Schweigen der Linken zur provokan-
ten Heimatfolklore der Konservativen 
und Rechten wird nach all dem vielleicht 
verständlich, bleibt aber doch ein ge-
fährliches Schweigen. Nicht selten ver-
prellt dies bzw. die offene Abwehr auch 
die eigene potentielle Anhängerschaft. 
Wer ignoriert, dass Politik eine emotio-
nale Angelegenheit ist, begeht einen 
schweren Fehler. Ist Heimat nicht eigent-
lich eine schöne Utopie des Gemeinsam- 
und Geborgenseins, die sich von einer 
kalten Marktlogik der entwurzelten,   
ultramobilen Arbeitnehmer*innen ab-
grenzt? Heimat als etwas Wertvolles, was 
man dennoch nicht im kapitalistischen 
Sinne kaufen kann?  
 
Es bedarf einer Annäherung an den Be-
griff und eines mutigen Gegenentwurfes 
zum rechten Heimatmodell. Der Begriff 
Heimat sagt zunächst einmal nichts aus. 
Es gibt kein festes Verhältnis zwischen 
Bezeichnetem und Bezeichnendem. Die 
Bedeutung wird diskursiv ausverhandelt. 
Wer vor diesen Aushandlungsprozessen 
von Begriffen und Konzepten kapituliert, 
schwenkt politisch die weiße Fahne. Das 
ist ganz schön mutlos. Das heißt nicht, 
dass jeder Begriff in einem progressiven 
Sinne zu retten wäre. Das wäre naiv.  
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Ansätze für den linken Heimatbegriff 
 
Als Stichwortgeber für einige Gedanken 
zu einem möglichen linken Heimatbegriff 
soll hier der gute Novalis dienen, der in 
seinem bekanntesten Roman schrieb: 
„Wo gehen wir denn hin? Immer nach 
Hause.“ Novalis hat den Satz sicherlich in 
einem eschatologischen Sinne verstan-
den. Man kann ihn aber wunderbar in 
zwei Richtungen lesen: Zurück zu etwas 
und hin zu etwas. Heimat kann beides 
sein. Rechte und Konservative suchen 
die Heimat in der Vergangenheit, Linke 
schaffen Heimat in der Zukunft. Das ist 
die vielleicht grundsätzlichste Unter-
scheidung und eine Möglichkeit, den 
Heimatbegriff progressiv nutzbar zu ma-
chen. Sozialdemokratische DNA ist der 
Glaube daran, dass die Zukunft besser 
werden kann als die Vergangenheit. 
Sonst könnte man sich die politische 
Arbeit ohnehin sparen. Die beste Heimat 
kann also auch nur im Morgen liegen, 
nicht im Gestern. Heimat ist keine ver-
klärte Erinnerung, sondern eine Vision, 
ein Ziel für politisches Handeln. 
 
Es gelingt sicherlich nicht, in diesem kur-
zen Text eine umfassende linke Definiti-
on von Heimat zu liefern. Deshalb sollen 
zunächst vier Dimensionen beschrieben 
werden, die eine solche Definition integ-
rieren müsste. 

Die erste Dimension ist die angespro-
chene „Zukünftigkeit“ in Abgrenzung zur 
Vergangenheit. Ernst Bloch hat diese 
Dimension in seinem Werk „Das Prinzip 
Hoffnung“ in einer sozialistischen Per-
spektive herausgearbeitet. Heimat ist für 
ihn nicht determinierende Herkunft, son-
dern Ziel politischen Handelns bzw. 

menschlichen Wirkens in der Natur.  
Damit öffnet Bloch den Begriff in einer 
radikalen Art und Weise. Bloch träumt 
sich nicht zurück ins angeblich heile Ges-
tern, sondern zu einem Zukunftsort, zu 
einem in der Zukunft noch zu schaffen-
den Geborgen-Sein:  
 
„Die wirkliche Genesis ist nicht am An-
fang, sondern am Ende, und sie beginnt 
erst anzufangen, wenn Gesellschaft und 
Dasein radikal werden, das heißt sich an 
der Wurzel fassen. Die Wurzel der Ge-
schichte aber ist der arbeitende, 
schaffende, die Gegebenheiten umbil-
dende und überholende Mensch. Hat er 

„Heimat ist keine verklärte 
Erinnerung, sondern eine 

Vision, ein Ziel für            
politisches Handeln.“ 

Diskussionsabend „Linke Heimat“ in Troisdorf. 



 

 

16 

sich erfasst und das Seine ohne Entäu-
ßerung und Entfremdung in realer De-
mokratie begründet, so entsteht in der 
Welt etwas, das allen in die Kindheit 
scheint und worin noch niemand war: 
Heimat.” 
 
Das klingt jetzt zunächst einmal arg phi-
losophisch, wird aber in der zweiten 
Dimension ganz schnell konkret: Ein 
linker Heimatbegriff muss mehr sein als 
Identitätspolitik. Er braucht zusätzlich 
eine materialistische Perspektive. Wenn 
Heimat - oder nennen wir es auch nur 
Gemeinschaft - gebildet werden muss 
als Ort, an dem ein gutes Leben möglich 
ist, dann gibt es auch Voraussetzungen 
für diesen Prozess. Gibt es in der Ge-
gend keine Arbeitsplätze, fährt kein Bus 
mehr, lädt die Internetseite fünf Minu-
ten oder braucht man bis zum nächsten 
Arzt eine Dreiviertelstunde, dann gelingt 
das nicht. Es gibt diese Orte im ganzen 
Land, von denen Menschen wegziehen, 
weil es keine Grundlage gibt, dort     
Heimat zu bilden. Da helfen fröhliche 
Kindheitserinnerungen nicht weiter. Im 
Zweifel bleibt der Frust zurück. Auf der 
anderen Seite gibt es auch die Orte, aus 
denen Menschen wegziehen, weil die 
Bedingungen „zu gut“ sind und viele 
dort leben wollen. Am Ende sind dann 
diejenigen mit den kleinen Einkommen 
die modernen Heimatvertriebenen, weil 
sie keine bezahlbare Wohnung in ihrem 
Umfeld mehr finden. Diese Verdrän-
gungseffekte können wir vielfach vor der 
eigenen Haustüre beobachten. Das pas-
siert jeden Tag. Auch hier wird Heimat 
auf einer materialistischen Ebene verun-
möglicht. Wer diese Dimension erkannt 
hat, kann und muss politisch handeln - 
und zwar links. „Heimat“ wird nicht 
durch Zuwanderung oder Vielfalt be-
droht, sondern durch die Politik der 
„schwarzen Null“, durch das Schließen 
von Dorfhäusern oder Jugendzentren. 
„Heimat fördern“ bedeutet daher u.a. 
Wohnungsbau, Wirtschaftsförderung, 
Ausbau von Infrastruktur oder Siche-
rung von Mobilität. „Heimatpreise“, 

Mundartwettbewerbe oder sonstige 
Dinge sind gut und schön, ignorieren 
aber die eigentlichen Probleme. Um die 
zu lösen, braucht es linke Politik.  
 
Heimat bleibt immer eine schwer zu 
fassende und höchst subjektive Per-
spektive. Deshalb ist drittens wichtig, sie 
nie exklusiv zu verstehen, denn dann 
entfaltet sie ihr ausgrenzendes Potenti-
al. Für Linke muss Heimat immer offen 
sein. Kein abgeschlossenes „Wir“ gegen 
„Die“, sondern ein sich immer wandeln-
des Geflecht von Beziehungen. Nie-
mand hat zu jedem anderen Menschen 
auf der Welt die gleiche Art von Bezie-
hung. Das hat nichts mit Ignoranz zu 
tun, sondern mit Realität. Heimat als ein 
solches Geflecht muss aber offen sein 
für Neue und Neues. Die linke Heimat 
ist per Definition offen für alle. Das ist 
auch viel spannender als sich nur mit 
der Verteidigung des Zustandes zu be-
fassen. 
 
Abschließend ist es wichtig, dass ein 
linker Heimatbegriff das Verhältnis von 
Heimat, Nation und Patriotismus proble-
matisiert. Der Begriff ist anfällig für   
solche Zuschreibungen. Doch es gibt 
unendlich viele Heimaten. Nur weil mir 
meine wichtig ist, sind die anderen nicht 
unwichtig. Sie gegeneinander auszu-
spielen, ist nicht heimatverbunden,   
sondern kleingeistig und dumm. Die 
sozialdemokratische Aufgabe ist genau 
das Gegenteil davon: Verbinden statt 
spalten.  

Mario ist Vorsitzender 
der Jusos Rhein-Sieg, 
Mitglied des SPD-
Kreisvorstands und 
Ratsmitglied in Hennef. 
Da er jede Menge  
brotlose Kunst studiert 
hat, hat er einen     
leichten Hang zum 
Theoretischen.  



 

 

Verordnete      
Armut für          
Jugendliche 

Über „Hartz IV“ kann man viel sagen. 
Dafür haben wir hier gar keinen Platz. 
Mit einem kleinen Teilaspekt beschäftig-
te sich der Kreisparteitag der SPD Rhein-
Sieg auf Antrag der Jusos. Denn Jugendli-
che, deren Eltern Arbeitslosengeld II 
beziehen, haben viele Nachteile gegen-
über anderen Jugendlichen. Einer dieser 
Nachteile ist die Tatsache, dass sie in 
einem Schüler- oder Nebenjob verdien-
tes Geld nur anteilig behalten dürfen. 
Übersteigt der Verdienst der Jugendli-
chen, wenn sie sich z.B. durch Kellnern 
etwas verdienen, eine bestimmte Gren-
ze, bekommen die Eltern 80% dieses 
Verdienstes vom Arbeitslosengeld abge-
zogen. Diese Praxis ist ungerecht und 
leistungsfeindlich. Junge Menschen dür-
fen nicht gegenüber ihren Freunden 
benachteiligt werden, weil ihre Eltern 
arbeitslos sind.  

Der Kreisparteitag sah dies genauso und 
stimmte dem Antrag der Jusos zu. Darin 
wird gefordert, die Verdienstgrenzen für 
Jugendliche deutlich anzuheben, um 
diese Ungerechtigkeit abzustellen.        
By the way: „Hartz IV“ überwinden! 

Angebot für   
ehemalige   
Jusos und                   
Unterstützer 

Mit 35 ist Schluss. So ist das bei den 
Jusos. Doch nun gibt es eine Möglichkeit, 
die Jusos auch über diese Altersgrenze 
hinaus zu unterstützen. Dafür rief der 
Juso-Kreisverband einen Unterstüt-
zer*innen– und Ehemaligen-Kreis ins 
Leben. Mitglied kann jede*r werden, 
vorausgesetzt sie oder er unterstützt die 
Jusos mit einer kleinen jährlichen Spen-
de. So wollen die Jusos ihr Jahresbudget 
für die politische Jugendarbeit im Rhein-
Sieg-Kreis etwas erweitern, z.B. für    
dieses Magazin hier. 
 
Fördermitglieder erhalten Informationen 
über die Arbeit der Jusos und Einladun-
gen zu Veranstaltungen des Kreisver-
bandes im Gegenzug natürlich aus ers-
ter Hand.  
 
Wer Informationen oder gleich ein 
„Beitrittsformular“ haben möchte, kann 
einfach eine Mail schreiben an:                    
 
jusos-rsk@gmx.de 
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„Wenn sie kein Busticket haben, 
sollen sie doch Auto fahren“, so 
hätte sich die französische Königin 
Marie Antoinette vielleicht in An-
lehnung an ihr fälschlicherweise 
zugeschriebenes Zitat „Wenn sie 
kein Brot haben, sollen sie doch 
Kuchen essen“, zur Situation des 
öffentlichen Nahverkehrs in 
Deutschland im Jahr 2018 geäu-
ßert. 
 
Anfang 2018 wurde unsere Region 
von einem Vorschlag der Bundes-
regierung überrascht: Bonn sollte 
Modellstadt für einen kostenlosen 
Nahverkehr werden. Zukünftig 
sollte man in Bonn ohne den Kauf 
einer Fahrkarte den ÖPNV nutzen 
können. Für die Jusos Rhein-Sieg 
war schnell klar: Kein ticketloser 
Nahverkehr in Bonn, ohne einen 
Einbezug des Rhein-Sieg-Kreises. 
Nicht nur gehören sowohl der 
Kreis als auch die Stadt Bonn dem 
Verkehrsverbund Rhein-Sieg (VRS) 
an. Es gibt auf beiden Rheinseiten 
auch eine enge Verflechtung von 
Bus- und Bahnlinien zwischen den 
beiden Gebieten. 
 
Ebenso schnell wurde allerdings 
durch die Stadt Bonn klargemacht: 

Das Modellprojekt des Bundes 
wird es so nicht geben. Seitdem 
haben wir uns bei einer Vielzahl 
von Gelegenheiten für eine Ver-
besserung des ÖPNVs mit dem 
Ziel eines ticketlosen Nahverkehrs 
stark gemacht: 
 
Nachdem klar wurde, dass eine 
zügige Einführung solch eines kos-
tenlosen Nahverkehrs zumindest 
in näherer Zukunft für Bonn und 
den Rhein-Sieg-Kreis nicht reali-
sierbar scheint, haben wir folgen-
de Forderung aufgestellt: Ein Jah-
resticket soll künftig nur noch 365 
Euro kosten, sprich ÖPNV-Nutzung 
für einen Euro pro Tag! Das „Ticket 
für alle“. 
 
Diese Forderung ist angelehnt an 
das gut funktionierende Wiener 
System – in kaum einer anderen 
Hauptstadt Europas wird mehr 
ÖPNV genutzt! Ein „Ticket für alle“ 
bekämpft den Dauerstau, sorgt für 
sauberere Luft in unseren Städten 
und garantiert allen Menschen 
unabhängig vom Einkommen Mo-
bilität. Seit Beginn des Jahres ha-
ben sich unserer Forderung so-
wohl unsere Kreispartei als auch 
unsere Kreistagsfraktion ange-
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Jusos fordern das „Ticket für alle“ 



 

 

schlossen. Auf dem zurückliegenden 
Kreisparteitag haben wir einen entspre-
chenden Antrag gestellt, dem die Dele-
gierten einstimmig gefolgt sind. Auch zu 
den Beratungen zum Doppelhaushalt 
2019/2020 des Kreises setzte sich die 
SPD-Kreistagsfraktion wieder für die Ein-
führung solch eines Tickets ein und for-
derte, dass entsprechende Mittel in den 
nächsten Jahren für die weitere Planung 
einer Einführung bereitgestellt werden. 
Leider war die Initiative zunächst erfolg-
los, denn CDU, FDP und auch die Grünen 
halten offensichtlich nichts von einer 
effektiven Verkehrswende. 
 
Im April haben wir darüber hinaus ge-
meinsam mit unserem SPD-Landes- und 
Kreisvorsitzenden Sebastian Hartmann, 
unserer Bürgermeisterin Nicole Sander 
aus Neunkirchen-Seelscheid, dem Vorsit-
zenden der SPD-Kreistagsfraktion Diet-
mar Tendler und dem Geschäftsführer 

des VRS Michael Vogel eine sehr gut be-
suchte Podiumsdiskussion in Sankt Au-
gustin veranstaltet. Vogel gab unter ande-
rem zu Bedenken, dass die Einführung 
eines 1-Euro-Tickets und der damit ver-
bundene Anstieg an ÖPNV-Nutzer*innen 
mit einem Ausbau der Kapazitäten ein-
hergehen muss. Auch uns ist klar, dass 
die Einführung eines solchen neuen   
Ticket-Systems nicht von heute auf mor-
gen funktionieren wird. In Wien hat es 
vom Beginn der Planungen über den 
Kapazitätsausbau bis hin zur Einführung 
ebenfalls weit über ein Jahrzehnt ge-
braucht. Aktuell prüft der VRS, welche 
Maßnahmen notwendig sind, um einen 
Fahrgastzuwachs von 30% zu erreichen. 
 
In der Zwischenzeit wurden zwischen der 
Stadt Bonn und dem Bund einige Vor-
schläge ausgetauscht. Nun soll es im Rah-
men des "Lead-City-Bonn"-Projekts ein 
Jahresticket für 365€ geben. Alles gut 
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Die Linie 66 fährt zwischen dem Rhein-Sieg-Kreis und Bonn. 



 

 

also? Leider soll es dieses Ticket nur 
für Bonner Neukund*innen geben – 
und auch nur begrenzt auf eine Dauer 
von 2 Jahren. Durchaus eine gute Sa-
che, aber nur für wenige. Für den 
Rhein-Sieg-Kreis ist dieses Ansinnen 
kaum hilfreich. Auf unserer Facebook-
Seite haben wir das Projekt nach Be-
kanntgabe der Pläne deshalb auch als 
"Busarschkarte" für Bürger*innen des 
Kreises bezeichnet. Pendler*innen 
werden zu einem großen Teil die glei-
chen Strecken wie Bonner ÖPNV-
Nutzer*innen verwenden, dies aller-
dings zu einem deutlich höheren 
Preis! 
 
Verkehrsplanung muss aber immer 
die ganze Region im Blick haben. Im 
Rhein-Sieg-Kreis fehlt es nicht nur an 
Verbindungen und entsprechenden 
Taktungen, gerade in den kleineren 
Kommunen des Kreises. Die Einfüh-
rung eines einheitlichen und günstige-
ren Jahrestickets, eine engere Linien-
taktung bzw. sogar einen Linienaus-
bau gerade im Bereich von Schnell-
buslinien kann es nur geben, wenn 
Bund und Land endlich verstärkt in 
den ÖPNV investieren. Der VRS muss 
endlich aus dem Teufelskreis der jähr-
lichen Preiserhöhungen ausbrechen.  
 
Verkehrswende jetzt! 
 

Nils ist Geschäftsfüh-
rer der Jusos Rhein-
Sieg und stellv.       
Vorsitzender der SPD 
in Königswinter. Er 
hofft, dass der Zug für 
besseren Nahverkehr 
noch nicht abgefahren 
ist. 

20 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Vor einigen Jahren begannen die Jusos 
Rhein-Sieg damit, zum Internationalen 
Tag gegen Homo- und Transphobie am 
17. Mai einen Aktionsstand auf dem 
Siegburger Marktplatz zu veranstalten, 
damit auch im Rhein-Sieg-Kreis an die-
sem Tag ein Zeichen für Vielfalt und Ak-
zeptanz gesetzt wird. Auch in diesem 
Jahr waren die Jusos wieder mit ihrem 
Dosenwerfen gegen Homophobie, bei 
dem man homophobe Sprüche abräu-
men muss, auf dem Siegburger Markt-
platz präsent. Mittlerweile nehmen auch 
die AIDS-Hilfe Rhein-Sieg und das Auf-
klärungsprojekt Schlau Rhein-Sieg an 
der Aktion teil. Gemeinsam verpasst 
man dem Marktplatz viel Buntheit.  
 
Schon drei Jahre liegt eine Podiumsdis-
kussion zurück, zu der die Jusos und die 
SPD-Kreistagsfraktion gemeinsam in die 
Meys Fabrik nach Hennef geladen hat-
ten. Gemeinsam mit einigen Expertin-
nen und Experten beschäftigten sich die 
Teilnehmer*innen mit der Frage, warum 

es für LSBTTIQ-Jugendliche im Rhein-
Sieg-Kreis kein auf die Bedarfe einge-
stelltes Angebot der offenen Jugendar-
beit gibt. Nach der Veranstaltung blie-
ben die Jusos am Ball und arbeiteten 
gemeinsam mit der AIDS-Hilfe an einem 
Konzept für ein schwul-lesbisches-
trans* Jugendzentrum im Rhein-Sieg-
Kreis. Dank einer Förderung durch den 
Landschaftsverband kann das Projekt 
Ende des Jahres starten. Durch den 
Spendenaufruf der Jusos gibt es nun 
auch schon einen Tischkicker. Auch auf 
Arbeitsebene der Jugendämter und an-
derer Einrichtungen geht es nach unse-
rem Anstoß ganz langsam voran.  
 
Informationen zum neuen Jugendzent-
rum „Q“ findet ihr bald unter: 
www.q-rsk.de  
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Dass Frauen an Wahlen teilnehmen, 
ist eigentlich eine Selbstverständlich-
keit. Bis vor 100 Jahren war es das 
jedoch noch nicht. Bei den ersten 
demokratischen Bestrebungen in 
Deutschland und der Wahl zur Natio-
nalversammlung 1848 blieben Frauen 
außen vor. Auch danach sah es in den 
einzelnen Staaten und später im Kai-
serreich nicht besser aus. Bis 1918 
blieben Frauen politisch rechtlos. Sie 
durften nicht wählen, nicht für politi-
sche Ämter kandidieren und waren 
sozial wie ökonomisch von ihren   
Vätern oder Ehemännern abhängig. 
Auch in Parteien durften sich Frauen 
bis 1908 nicht engagieren. 
  
Doch viele Frauen fanden sich mit 
dieser Situation nicht ab und began-
nen in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts ihren Kampf für das Frauen-
wahlrecht. Sie gründeten Vereine, von 
denen sich die bürgerlichen im „Bund 
Deutscher Frauenvereine“ zusam-
menschlossen, der sich allerdings erst 
1902 für das Frauenstimmrecht aus-
sprach. Schwierig gestaltete sich da-
her auch die Zusammenarbeit mit 
den proletarischen Frauenorganisati-
onen, die ihre Forderungen wesent-
lich bestimmter vortrugen. 
 
Als einzige Partei stellte sich die SPD 
an die Seite der Frauenbewegung und 
nahm schon 1891 das allgemeine 
Wahlrecht für Frauen in das Partei-
programm auf.   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Sozialdemokratin Clara Zetkin 
organisierte 1907 die „Erste internati-
onale sozialistische Frauenkonferenz“ 
in Stuttgart. Die Geburtsstunde des 
Frauenwahlrechts brachte dann die 
Abdankung des Kaisers. Am 12. No-
vember 1918 formulierte die neue 
sozialdemokratische Regierung ihr 
Regierungsprogramm, das das Wahl-
recht für Frauen vorsah. Am 19. Janu-
ar 1919 durften Frauen dann erstmals 
an der Wahl zur Nationalversamm-
lung teilnehmen. Als erste von 37 
gewählten weiblichen Abgeordneten 
sprach die Sozialdemokratin Marie 
Juchacz im Parlament. 

Es gibt keine Befreiung 
der Menschheit ohne die 
soziale Unabhängigkeit 

und Gleichstellung der                  
Geschlechter.  

August Bebel 
„Die Frau und der              

Sozialismus“ (1879) 

„Es ist das erste Mal, dass in Deutschland die Frau als 
Freie und Gleiche im Parlament zum Volke sprechen 
darf, und ich möchte hier feststellen, und zwar ganz 
objektiv, dass es die Revolution gewesen ist, die auch 
in Deutschland die alten Vorurteile überwunden hat. 
(…) Gemäß ihrer Weltanschauung konnte und durfte 
eine vom Volke beauftragte sozialistische Regierung 
nicht anders handeln, wie sie gehandelt hat. Sie hat 
getan, was sie tun musste, als sie bei der Vorbereitung 
dieser Versammlung die Frauen als gleichberechtigte 
Staatsbürgerinnen anerkannte.“ 

Marie Juchacz (SPD) spricht am 19.2.1919 als erste 
Frau in einem deutschen Parlament. 
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Tim Romankiewicz, 
Vorsitzender der 
SPD Meckenheim 
 
>> Die Kommunalwahlen 
2020 sind die Chance für 
unsere Partei, einen or-
dentlichen Generationen-
wechsel in den Fraktionen 
zu organisieren. Dabei 
geht es nicht darum er-
fahrene Genossinnen und 
Genossen auf das Abstell-
gleis zu verfrachten, son-
dern eine gute Durchmi-
schung hinzubekommen. 
Das Ergebnis sind dann 
langfristig gut aufgestellte 
und gut arbeitende Frakti-
onen, in denen jung und 
alt vertreten sind. Wenn 
wir noch in 20 Jahren akti-
ve und erfahrene Fraktio-
nen im Kreistag und den 
Räten stellen wollen, müs-
sen wir jetzt handeln, die 
Chance ergreifen und mit 
vielen jungen Kandidatin-
nen und Kandidaten in 
einen modernen Wahl-
kampf starten!  
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Denis Waldästl,   
stellv. Landrat 
 
>> Die Kommunalwahlen 
2020 werden eine große 
Herausforderung. Unser 
Erfolg als SPD wird davon 
abhängen, ob es uns ge-
lingt, möglichst viele star-
ke, authentische und 
glaubwürdige Kandidatin-
nen und Kandidaten zu 
präsentieren. Wir müssen 
einen Persönlichkeits-
wahlkampf führen und 
auf unsere Köpfe setzen. 
Dazu braucht es einen 
modernen analogen und 
digitalen einheitlichen 
Auftritt sowie eine klare 
Fokussierung auf drei 
Schwerpunktthemen. 
Diese sind aus meiner 
Sicht Mobilität, Wohnen 
und soziale Teilhabe. Wir 
müssen eine Story über 
die Zukunft des Lebens 
im Rhein-Sieg-Kreis erzäh-
len können - glaubwürdig 
und authentisch. Dazu ist 
es gut, wenn wir unsere 
Kernforderungen bereits 
vor den Wahlen in den 
kommunalen Gremien 
beantragt haben und uns 
damit klar von den politi-
schen Mitbewerbern ab-
grenzen.  
 
 
 

Hanna Nora Meyer, 
Vors. SPD Hennef 
 
>> Mit großen Schritten 
gehen wir auf die Kommu-
nalwahl zu. Es ist also viel 
zu tun für jeden und jede 
von uns. Jedes Mitglied 
muss sich entscheiden, 
was er oder sie leisten 
kann oder will. Das ein 
oder andere Ratsmitglied 
wird sich sicher entschei-
den, nicht mehr anzutre-
ten, aus ganz unter-
schiedlichen Gründen. 
Aber dafür gibt es sicher-
lich auch aktive Mitglieder, 
die sich einer neuen Her-
ausforderung stellen 
möchten. Entscheidend 
ist für mich, dass wir in 
den Räten einen Quer-
schnitt der Gesellschaft 
haben. Aber dafür ist 
noch viel Arbeit zu leisten, 
es muss sich nur mal je-
de*r seinen oder ihren 
Gemeinderat anschauen. 
Wir müssen ein gutes 
Gleichgewicht  hinbekom-
men. Die Mitglieder vor 
Ort sollten frühzeitig in 
die inhaltliche Arbeit ein-
gebunden werden. Denn 
nur mit gutem Personal 
und innovativen, aktuellen 
und konkreten Themen 
kann man die  Bür-
ger*innen davon über-
zeugen, das Kreuz bei der 
SPD zu machen. 
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>> Eine Kom-
munalwahl 
steht unter 
vielen Einflüs-
sen. Es kommt 
darauf an, 
dass wir den 
Teil, den wir 
vor Ort direkt 
beeinflussen 
können, maxi-
mal positiv 
gestalten. Das 
hat drei Berei-

che: Themen, Personal und Kampagne. 
Alles muss ineinandergreifen. Die The-
men liegen eigentlich auf der Hand: Mo-
bilität, Wohnen, Teilhabe und Bildung. Es 
kommt jetzt darauf an, diese Themen so 
zuzuspitzen, dass klar erkennbar wird, 
wofür die SPD steht. Das kann gegen die 
trägen, öko-konservativen Mehrheiten 
im Kreis und vielen Kommunen gelin-
gen. Klar ist: Wir werden in Räte gewählt, 
um zu gestalten und nicht, um Verwal-
tungsvorlagen im vorauseilenden Ge-
horsam der Öffentlichkeit zu erklären. 
Wir sind an vielen Stellen noch nicht 
mutig genug, und wenn wir nicht mutig 
sind, dann sind wir auch nicht span-

nend. Man muss damit leben können, 
dass die politische Konkurrenz wild 
schimpft, wenn die SPD eine klare Linie 
verfolgt. Wenn wenig geschimpft wird, 
ist das kein gutes Zeichen!  
 
Als SPD müssen wir den Anspruch ha-
ben, in allen Bevölkerungsgruppen er-
folgreich zu sein. Das bedeutet, dass wir 
mehr junge Kandidatinnen und Kandida-
ten brauchen. Dabei geht es nicht um 
Jung gegen Alt, sondern um ein Mitei-
nander. Räte gleichen vielerorts eher 
einer Seniorenvertretung. Das wird un-
sere lokale Demokratie und auch unsere 
Partei nicht auf Dauer mehr aushalten. 
Wir nehmen immer für uns in Anspruch, 
Politik mit Blick auf die Zukunft zu ma-
chen. Das sollten wir auch bei unseren 
Kandidierendenlisten berücksichtigen. 
 
Schließlich müssen unsere Themen und 
unsere Kandidat*innen auch bei mög-
lichst vielen Menschen auf Interesse 
stoßen. Dafür werden wir unsere kreis-
weite Kampagne und auch die Kampag-
nen in den Kommunen besser aufstellen 
müssen. Moderne Kommunikation bie-
tet neue Möglichkeiten, die es kreativ zu 
nutzen gilt. Mutig sein! 

Mario Dahm, Juso-
Kreisvorsitzender 
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>> Die letzte Bundestagswahl war eine 
Zäsur für die Sozialdemokratie. Umso 
wichtiger ist es jetzt, gut vorbereitet in 
die Kommunalwahlen 2020 zu gehen. 
Ein „Weiter so“ kann es nicht geben. Die 
SPD steht vor der Wahl, ob sie einen 
grundlegenden Neubeginn einleitet  
oder sehenden Auges den eigenen Un-
tergang riskiert. Dafür müssen wir wie-
der Vertrauen vor Ort erkämpfen. Wir 
können vor Ort beweisen, dass wir lie-
fern, was wir versprechen. Der Zusam-
menhang zwischen den langen Linien 
sozialdemokratischer Politik und konkre-
tem Handeln vor Ort ist der Schlüssel, 
um neues Vertrauen aufzubauen. Die 
SPD-Ortsvereine müssen sich als die 
Kraft begreifen, die im Lokalen Verbes-
serungen erkämpft. Hierfür müssen wir 
unsere jungen Kandidatinnen und Kan-
didaten auf die Kommunalwahlen vorbe-
reiten. Ohne die Jusos würde der SPD 
mehr als nur ein verlässliches Standbein 
im Wahlkampf fehlen. Die Jusos sind 
Garant für erfolgreiche Mitgliederwer-
bung, innovative Kampagnen und Inhal-
te. Ich verstehe Erneuerung nicht nur 
inhaltlich und organisatorisch, sondern 
auch personell. Die Chance des Neuan-
fangs sehe ich auch darin, dass der Neu-
anfang unserer Partei für die Menschen 
vor Ort sichtbar sein sollte. Ich bin opti-
mistisch, dass wir das in den nächsten 
zwei Jahren schaffen werden.“  
 
 

>> Als Juso-Geschäftsführer sehe ich 
meine Aufgabe im Hinblick für die Kom-
munalwahl vor allem darin, möglichst 
viele junge Kandidat*innen für die Ge-
meinde-, Stadträte und für den Kreistag 
fit zu machen. Vor kurzem hat der WDR 
eine Studie zum Durchschnittsalter in 
den Räten durchgeführt: Lediglich et-
was über 10% der Mitglieder sind unter 
40 Jahren alt. Das wollen wir bei der 
kommenden Wahl ändern - uns kommt 
es auf die richtige Durchmischung an! 
Ein erster Schritt ist beispielsweise un-
ser Seminarwochenende im Dezember, 
auf dem wir gezielt junge Parteimitglie-
der für den Wahlkampf und die spätere 
Arbeit in den Räten vorbereiten. 
  
Genauso wichtig ist uns natürlich auch 
die inhaltliche Arbeit. Im Frühjahr des 
kommenden Jahres möchten wir hierzu 
mit einem kleinen Debattencamp in die 
inhaltliche Vorbereitung einsteigen. 
Ganz bewusst möchten wir hierzu auch 
über unseren „Tellerrand“ hinaus-
schauen und verschiedene Vereine und 
Institutionen einladen, Ideen für die 
Zukunft des Rhein-Sieg-Kreises zu   
entwickeln! Mit den bahnbrechenden 
Worten, dass die SPD bei vielen Teilen 
unserer Gesellschaft aktuell einen 
schweren Stand hat, werde ich keinem 
ein Geheimnis verraten. Es ist an uns 
Jusos, im Kommunalwahlkampf klar zu 
machen, dass die SPD immer noch wie 
keine zweite, die Partei der Zukunft ist! 

Sara Zorlu, 
Stellv. SPD-Kreisvorsitzende  

Nils Suchetzki, 
Juso-Kreisgeschäftsführer 
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     Melde Dich bei uns. Wir unterstützen Dich gerne. 

WE WANT YOU  

FOR STADTRAT  



 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Neue Juso-Kooperation: Es geht 
voran im Linksrheinischen  

Innerhalb des letzten Jahres sind viele 
junge, engagierte Menschen in die SPD 
eingetreten. Auch im linksrheinischen 
Rhein-Sieg-Kreis ist dies der Fall gewe-
sen. So ergibt es sich, dass die Gemein-
den (Alfter, Swisttal & Wachtberg) und 
Städte (Bornheim, Meckenheim & Rhein-
bach) links des Rheins nun Teil der neu-
en Kooperation „Jusos im linksrheini-
schen Rhein-Sieg-Kreis" sind. Die Koope-
ration existiert seit diesem Sommer und 
die Zahl der Mitglieder steigt stetig. Re-
gelmäßige Zusammenkünfte unter dem 
Namen „PoliTisch LINKSrheinisch“, die 
lockeres Beisammensein mit einem  
inhaltlichen Schwerpunkt verknüpfen, 
finden an wechselnden Orten statt. Ju-
gendarbeit, ÖPNV, Umweltschutz und 
Inklusion sind nur einige Themen, die die 

linksrheinischen Jusos in Angriff nehmen 
möchten. Interessierte zwischen 14 und 
35 Jahren sind jederzeit herzlich willkom-
men und können sich per Facebook und 
Instagram unter „Rhein-Sieg Jusos Links-
rhein" anschließen. Die Jusos freuen sich 
auf Euch!                                 
    Otis Henkel 
 

Baggern, Schmettern, Pritschen 

Das Beachvolleyballturnier der Jusos an 
der Sportschule in Hennef hat sich 
längst als fester Programmpunkt in den 
Sommerferien etabliert. Auch in diesem 
Jahr nahmen wieder viele Teams an die-
ser inoffiziellen Stadtmeisterschaft im 
Beachvolleyball teil. Einige davon kom-
men jedes Jahr wieder vorbei. Über 40 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowie 
viele Zuschauerinnen und Zuschauer 
sorgten für die passende Stimmung und 
etwas Strand-Feeling auch in Hennef.  

               Maurice Gangl 
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Kevin Kühnert in Troisdorf 
Kevin Kühnert kam zur Diskussion zum 
Thema Erneuerung der SPD in der Aula 
des Gymnasiums Altenforst nach Trois-
dorf. Die Troisdorfer Jusos hatten für 
den Workshop Arbeitsgruppen organi-
siert, die verschiedene Aktive der SPD 
und der Jusos geleitet haben. Dabei gab 
es eine Gruppe, die sich mit der Frage 
beschäftigte, wie die SPD für Wähler 
wieder attraktiver werden kann. Damit 
jeder zu jedem Thema etwas beitragen 
konnte, wurden nach jeweils 20 Min. die 
Themen getauscht. Unsere Diskussions-
inhalte hielten wir auf Plakaten fest. So 
waren wir uns z.B. einig, dass wir mehr 
Präsenz in sozialen Medien haben soll-
ten und dass wir in der SPD generell 
eine klare Vision brauchen, die wir ver-
mitteln müssen. Nacheinander stellten 
wir unsere Ideen und Ergebnisse vor. 
Rund 50 Jusos und andere Interessierte 
aus dem Rhein-Sieg-Kreis haben sich 
beteiligt und anschließend mit dem Bun-
desvorsitzenden über ihre Ergebnisse 
und die Erneuerung der Partei diskutiert. 
Kevin zeigte sich begeistert: „Ich finde es 
gut, dass ihr auf der örtlichen Ebene 
anfangt. Wenn mehr Leute das machen 
würden, wäre die SPD schon viel weiter 
mit ihrer Erneuerung". Louise Knobloch 

 

„Sensation Red“ Party  
Auf der „Sensation Red“ Party der Jusos 
in Troisdorf wurde nicht nur die Deut-
sche Einheit in vollen Zügen gefeiert. 
Stimmungsgeladene Moves auf der 

Tanzfläche der Sieglarer Küz unter der 
Top-Regie eines DJs raubten den etwa 
150 Gästen den Atem, als würde David 
Hasselhoff mit seinem Song „I´ve      
been looking for Freedom“ persönlich da 
sein. Als passende Verstärkung fuhr ein 
zum Foodtruck umgebauter amerikani-
scher Schulbus vor, der leckere Burger 
und Pommes frisch zubereitete, die 
selbst Donald Trump nicht ausgeschla-
gen hätte. Doch auch ohne den amerika-
nischen Präsidenten hielt der Fotograf 
unvergessliche Momente fest. Mit viel 
Herzblut und Engagement stellten die 
Jusos Troisdorf eine Hammer Party auf 
die Beine und man darf hoffen, dass sie 
Wiederholungstäter sind.                    

Niels Schwung 

 

Völkerball für   
guten Zweck 

Das Jubelgeschrei des 
Gewinnerteams der Tara Tierhilfe e.V. 
war nicht zu überhören. Zur dritten 
Auflage des Benefiz-Völkerballturniers 
hatten die Jusos Siegburg und Jusos 
Lohmar wieder ins Bürgerzentrum nach 
Lohmar-Birk eingeladen. Neun Teams 
kämpften in einem fairen Wettkampf um 
den heiß begehrten Pokal. Den erzielten 
Erlös wollen die Jusos für Patenschaften 
von Stolpersteinen und für die Gedenk-
stätte „Landjuden an der Sieg“ einsetzen 
und so ein starkes Zeichen gegen den 
gesellschaftlichen Rechtsruck setzen. 

                                            Lukas Wagner 
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Aktionsstand zum Internationalen Tag gegen Homophobie in Siegburg 

Juso-Weihnachtsfeier „Golden Twenties“ 



 

 

Auch 2018 war wieder jede Menge 
los und unser Juso-Programm breit 
gefächert: Neumitgliederbrunch,   
Aktionsstand zum IDAHOT 2018,   
Podiumsdiskussion zum „ticketlosen“ 
Nahverkehr, 1.-Mai-Tour, Besuch des 

Bundesparteitages, Karneval, Juso-
Vollversammlung, Juso-Sommerfest, 
Sommerprogramm, Seminarwochen-
ende, mehrere „PoliTische“ …. 
 
Wir freuen uns auf 2019! 
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SPD-Bundesparteitag in Bonn Podiumsdiskussion Nahverkehr 

1. Mai-Kundgebung  in Swisttal Prinzenempfang im Kreishaus 
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